
Satzung
 zur Änderung der Betriebssatzung für die Münchner Stadtentwässerung 

Vom

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 und 88 Abs. 5 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende Satzung:

§ 1

Die Betriebssatzung für die Münchner Stadtentwässerung vom 24.04.2014 (MüABl. S. 470, 
ber. S. 600) wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Zum Aufgabenbereich gehören ferner 
hoheitliche Tätigkeiten im Rahmen der Wassergesetze (WHG, BayWG) – Genehmi-
gung und Überwachung von Indirekteinleitungen (§ 58 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) i. V. m. Abwasserverordnung), Einleitgenehmigungen für Kleinkläranlagen 
(§§ 8 und 9 WHG), Vollzug der Münchner Grundstückskläranlagenverordnung, 
Erteilung der Erlaubnis für die Einleitung von unverschmutztem Niederschlagswasser 
(§§ 8 und 9 WHG) im Zusammenhang mit nach der Entwässerungssatzung genehmi-
gungspflichtigen privaten Grundstücksentwässerungsanlagen, Dichtheitsprüfungen 
bei gewerblichen Einleitungen (§ 29 Abs. 3 Entwässerungssatzung) –, der Entwässe-
rungssatzung und der Entwässerungsabgabensatzung einschließlich des Erlasses 
von Verwaltungsakten und der Durchführung aller weiteren Maßnahmen im Vollzug.“

2. Nach § 3 Absatz 7 Satz 2 wird folgender Satz angefügt: „Dies umfasst auch die 
Bearbeitung von Dienstaufsichtsbeschwerden über Beschäftigte der MSE.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Nr. 2 wird das Wort „Bauvorhaben“ durch das Wort 
„Baumaßnahmen“ ersetzt.

b) Absatz 3 Nr. 6 erhält folgende Fassung: „Vergabe von Lieferungen und Leistun-
gen mit einem geschätzten Auftragswert von mehr als 2 Mio. Euro, bei denen ein 
Unterangebot vorliegt, das als das annehmbarste nicht den Zuschlag erhalten soll, 
und solcher, bei denen sämtliche Planungs- und/oder Bauleistungen für eine Bau-
maßnahme zusammengefasst an einen Auftragnehmer vergeben werden sollen. 
Für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes sind die vergaberechtlichen 
Vorgaben entsprechend heranzuziehen; dies gilt auch im Hinblick auf das bei 
Rahmenverträgen in Aussicht genommene Auftragsvolumen. Dabei ist von Brutto-
beträgen auszugehen, soweit es sich nicht um Betriebe gewerblicher Art handelt.“

c) Nach Absatz 3 Nr. 6 wird folgende Nr. 6a eingefügt: „6a. Vergabe von Moderatio-
nen, Beratungen (Consulting) und Gutachten, die nicht im notwendigen Vollzug von 
Gesetzen, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder im Vollzug von 
Stadtratsbeschlüssen zu Baumaßnahmen, Planung und sonstigen Maßnahmen 
erforderlich sind (insbesondere Baugrundtauglichkeitsuntersuchungen, Gebäude- 
und baustatische Untersuchungen, Abbruchvorbereitungen, Untersuchungen über 
die Sanierung baulicher Anlagen, Bewertungsgutachten, Gutachten zur Altlastener-
mittlung und Altlastenbeseitigung, Lärmgutachten, Abgasgutachten, Wärmeschutz-
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gutachten, Beweissicherungsgutachten, Verkehrsprognosen), mit einem geschätzten 
Auftragswert von mehr als 100.000 Euro. Für die Berechnung des geschätzten 
Auftragswertes sind die vergaberechtlichen Vorgaben entsprechend heranzuziehen; 
dies gilt auch im Hinblick auf das bei Rahmenverträgen in Aussicht genommene 
Auftragsvolumen. Dabei ist von Bruttobeträgen auszugehen, soweit es sich nicht 
um Betriebe gewerblicher Art handelt.“

d) Absatz 3 Nr. 7 erhält folgende Fassung: „ITK-Vorhaben, die einen einmaligen 
Mittelbedarf von mehr als 1 Mio. Euro oder einen laufenden Mittelbedarf von jährlich 
mehr als 0,5 Mio. Euro erfordern.“

e) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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